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Der Iran grenzt an 7 Staaten und 2 Meere: im Westen und Nordwesten an den Irak die Türkei und Aserbaidschan , an Armenien und das Kaspische Meer, im Osten und Südosten an Turkmenistan Afghanistan und Pakistan, sowie an zwei Ausläufer des Indischen Ozeans.
Die Bevölkerung Irans setzt sich zusammen aus ca. 51 % Persern, ca. 24 % Aserbaidschanern, ca. 7 % Kurden, 8 % Gilaki und Mazandarani, ca. 3 % Araber, 2 % Turkomanen, 2 % Luren und 2 % Belutschen und einigen kleineren Minderheiten, wie christliche Armenier, Assyrer, Georgier sowie auch Juden insgesamt bekennen sich 98 % der Bevölkerung zum Islam; 90 % davon sind Schiiten und 8 % Sunniten.

Die zwei größten Städte sind die Hauptstadt Teheran (7,1 Mio. Einw.) und Maschhad (2,3 Mio. Einw.).

Amtssprache Irans ist Neupersisch. Persisch ist zwar die einzige Amtssprache Irans und wird von etwa 58 % der iranischen Bevölkerung gesprochen, sie ist jedoch nicht die alleinige Landessprache. Der Anteil der Aserbaidschanisch-, und Turkmenisch-Sprecher wird mit 26 % beziffert; Kurdisch mit 9 %; Lurisch mit 2 %, sowie weitere kleinere Sprachgruppen.
Der zwölfer-schiitische Islam ist Staatsreligion. 98 % der Bevölkerung sind Muslime. Daneben gibt es Orientchristen, deren Zahl nach der Revolution jedoch stark zurückgegangen ist.
Seit der Revolution von 1979 ist der Oberste Rechtsgelehrte („Revolutionsführer“) entweder der Rahbar oder in seiner Abwesenheit ein Rat religiöser Amtsträger. Der Revolutionsführer, seit 1989 Seyyed Alī Chāmene'ī, hat die uneingeschränkte Macht und ernennt die obersten Richter (allesamt Geistliche) und ist auch Oberkommandierender der Streitkräfte. Er wird vom Expertenrat auf Lebenszeit gewählt. Dieser wird wiederum alle acht Jahre vom Volk gewählt, wobei der Wächterrat die Kandidaten genehmigen muss.
Das Staatsoberhaupt und Regierungschef Irans ist der Präsident, seit 2005 Mahmud Ahmadinedschad. Er wird in allgemeinen Wahlen für eine 4-jährige Amtszeit bestimmt. Der Präsident ernennt die Mitglieder des Kabinetts und steht diesem auch vor. Er koordiniert die Regierungsarbeit und legt dem Parlament die Regierungsvorlagen vor. Die Macht von Präsident, Regierung und Parlament ist jedoch stark beschränkt, denn alle zu wählenden Kandidaten und alle Gesetze müssen vom Wächterrat bestätigt werden. Zudem hat in allen Fragen der Revolutionsführer das letzte Wort. In der iranischen Verfassung, Artikel 57, werden alle drei staatlichen Gewalten, also Legislative, Exekutive und Judikative, der religiösen Führung unterstellt. Alle drei Gewalten sind somit nicht autonom in ihren Entscheidungen, sondern abhängig vom geistlichen Führer Rahbar.
Mit dem überraschenden Wahlsieg Mohammad Chātemīs 1997 etablierte sich die politische Bewegung der Reformer im iranischen Parlament. Sie stehen dem religiösen Machtmonopol kritisch gegenüber und versuchen, die republikanischen Elemente des Staates zu stärken.

Die Parlamentswahlen am 17. Juni 2005 brachten den Reformkräften vorerst eine parlamentarische Niederlage ein, zumal Chātemī nach zwei Amtszeiten nicht erneut kandidieren durfte.
Die Wahlen gewann völlig überraschend für westliche Beobachter Mahmud Ahmadinedschad in der ersten Stichwahl der iranischen Geschichte. In westlichen Zeitungen wurde er unter anderem als „religiöser Faschist“ bezeichnet. In Ahmadinedschads politischen Programm stehen folgende Punkte: Islamisierung der Gesellschaft, Kleiderordnungspflicht für Frauen, erhebliche Einschnitte der Presse- und Meinungsfreiheit, eine Abwendung von diplomatischen Eingeständnissen in internationalen Verhandlungen, z.B. im Atomstreit.
Doch wegen dieser Politik ist er nicht hauptsächlich gewählt worden. Er warb auch für eine Lösung der alltäglichen Probleme der einfachen Iraner: hohe Arbeitslosigkeit, Armut, Hunger, Perspektivlosigkeit. Mit der Lösung dieser Probleme, oder zumindest deren Abschwächung, ist Ahmadinedschad im Wahlkampf aufgetreten. Die Arbeitslosen, die Armen, die vielen Menschen ohne Zukunft in einem Land mit außergewöhnlich vielen jungen Einwohnern, die einfachen Leute haben ihn darum gewählt - weil sie ihn als einen von ihnen ansehen.
Ob Mahmud Ahmadinedschad die Hoffnungen  einhalten werden kann ist unklar. Iran hat in jedem Fall einen schweren Rückschlag in Sachen Demokratisierung und Liberalisierung der Gesellschaft und des Staatssystems erfahren.

